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Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Salzburger Landeswappenge-

setz 1989, das Salzburger Güter- und Seilwegegesetz 1970, das 

Jagdgesetz 1993 und das Fischereigesetz 2002 geändert, das Salz-

burger Land-wirtschafts-Materialseilbahngesetz aufgehoben und 

das Salzburger Motorschlittengesetz 2016 erlassen werden (Salz-

burger Deregulierungspaket I); Aussendung zur Begutachtung 
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Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Zu dem im Betreff angeführten Gesetzesentwürfen (Salzburger Deregulierungspakt I) nimmt die 

Abteilung 5 wie folgt Stellung: 

 

1. Zur Änderung des Salzburger Güter- und Seilwegegesetzes 1970: 

Die Festlegung der Zuständigkeit der Agrarbehörde auch für naturschutzrechtliche Bewilli-

gungen wird kritisch gesehen, da bezüglich des Einsatzes naturschutzfachlicher Amtssach-

verständiger die Terminfindung/Terminakkordierung wesentlich verkompliziert würde. Der 

Einsparungseffekt wird hier hinsichtlich forstlicher Bringungsanlagen nicht gesehen, da diese 

in der Regel gemeinsam mit dem forstrechtlichen Verfahren von der jeweiligen Bezirksver-

waltungsbehörde gemeinsam mit den naturschutzrechtlichen Verfahren durchgeführt wer-

den. Hinsichtlich der Formulierung „die Agrarbehörde hat dabei die für diese Angelegenhei-

ten geltenden Bestimmungen des ........... Salzburger Naturschutzgesetz 1999“ anzuwen-

den, geht die Abteilung 5 davon aus, dass damit auch die Anwendung sämtlicher verfahrens-

rechtlicher Vorschriften, insbesondere auch jene hinsichtlich der Parteienrechte der Natur-

schutzbeauftragten und der Landesumweltanwaltschaft, oder der Vorschreibung von Aus-

gleichsmaßnahmen und Ersatzleistungen, miteingeschlossen sind. Andernfalls wäre eine 

ausdrückliche Regelung erforderlich. Zur Klarstellung sollte auch die Mitanwendung um die  

„auf Grundlage des Naturschutzgesetzes ergangenen Verordnungen“ ergänzt werden.  Hin-

sichtlich der Ausnahme der Mitanwendung naturschutzrechtlicher Vorschriften für Verfahren 
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in Europaschutzgebieten,  wurde bereits darauf hingewiesen, dass hier eine Klarstellung da-

hingehend erfolgen sollte, dass dies auch Verfahren im Nationalpark Hohe Tauern (welcher 

zur Gänze als Europaschutzgebiet ausgewiesen ist), betrifft. 

 

 

2. Zum Salzburger Motorschlittengesetz 2016: 

Das bisherige Salzburger Motorschlittengesetz 1972 hat einige teils schwierig, bzw. für die 

Behörden aufwändig gestaltete Vorschriften enthalten. Die nun intendierte Freigabe (Sys-

tem einer generellen Erlaubnis des Betriebes von Motorschlitten zu bestimmten im Gesetz 

abschließend genannten Zwecken) abseits von für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 

Flächen wird aus naturschutzfachlicher Sicht äußerst kritisch gesehen. Es ist beispielsweise 

nicht klar, was in § 1 (2) lit. f unter „gewerblicher Nutzung“ gemeint ist (Benutzung von Mo-

torschlitten, die von gewerblichen Betrieben vermietet werden, „im freien Gelände“?). Die 

zunehmend ausufernde Nutzung des Naturraumes im Winter trifft vor allem die Tierwelt in 

einer Zeit akuten Nahrungsmangels bei gleichzeitig hohen Energieaufwendungen für Fluch-

ten/Ausweichmanöver. Eine pauschale Freigabe des Betriebes von Motorschlitten außerhalb 

öffentlicher Verkehrsflächen „für gewerbliche Zwecke“ wird daher aus fachlicher Sicht ka-

tegorisch abgelehnt. 

 

Weiters wird angemerkt, dass der nun vorliegende Text eines neuen Motorschlittengesetzes, 

keinerlei Bestimmungen über den Vollzug der dort verankerten Normen vorsieht. Dies birgt 

die eminente Gefahr in sich, dass der Betrieb von Motorschlitten künftig in keiner Weise 

mehr kontrolliert und auf die im § 1 angeführten Zwecke tatsächlich reduziert gehalten 

werden kann. Es wird daher dringend empfohlen, dass der Betrieb von Motorschlitten nur 

mit einer Art Motorschlittenführerschein (Motorschlitten können auch eine ernst zu neh-

mende Gefährdung von Personen, beispielsweise Schiläufer, Schilangläufer, Schneeschuh-

wanderer usw. darstellen), und die einzelnen Motorschlitten klar festgelegte Einsatzzwe-

cke/Einsatzbereiche erhalten. Hiezu wäre auch eine Kennzeichnung der Motorschlitten mit 

Nummerntafeln wie bei Kraftfahrzeugen im öffentlichen Verkehr vorgesehen, dringend er-

forderlich. Eine Überwachung wäre durch Organe der Bundespolizei sowie durch sachlich be-

rührte Landeswacheorgane (Forstschutzorgane, Berg- und Naturwacht, Jagschutzorgane) 

vorzusehen. Es wird ergänzend darauf hingewiesen, dass der Betrieb von Motorschlitten, 

welcher im Gesetz auch keine tageszeitliche Einschränkung erfährt, aufgrund der erwartba-

ren Lärmentwicklung zu einer massiven Einschränkung des Wertes der Landschaft für die Er-

holung führen kann.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Für die Abteilung 5: 

Mag. Karin König, MBA 
Amtssigniert. Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur oder des elektronischen Siegels finden Sie unter 

www.salzburg.gv.at/amtssignatur 
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